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Mehr Staat machen!
Quo vadis,  
Bundesverwaltung?
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eines unserer zentralsten Anliegen nicht umsetzen können: Ihre 
Beteiligung bei zentralen Fragen gewerkschaftlicher Arbeit. Dies 
liegt daran, dass wir mangels hier verfügbarer Kontaktdaten 
nicht in der Lage sind, mit Ihnen in Kontakt zu treten. Daher ha-
ben wir uns in der August-Sitzung des Bundesvorstandes ent-
schieden, einen Aufruf an Sie als Mitglied zu richten, damit, falls 
Sie es wünschen, wir Sie z. B. im Rahmen von Mitgliedermei-
nungsbefragungen zur Tarifrunde oder anderen Fragestellungen 
möglichst schnell und ohne viel Aufwand sowie Zeitverlust kon-
taktieren können. Wir nehmen Datenschutz sehr ernst und daher 
werden wir nicht nur auf eine geschützte Speicherung in der dazu 
überprüften Mitgliederdatenbank achten, sondern auch darauf, 
dass bei unseren Rundfragen die E-Mail-Anschrift nicht für ande-
re sichtbar wird. Wir würden uns freuen, wenn Sie uns Ihr Ver-
trauen mit der Übermittlung der E-Mail-Anschrift und Ihres Na-
mens an vbob@vbob.de schenken und wir mit Ihnen zentrale 
Fragen gewerkschaftlicher Arbeit ganz im Sinne unseres Slogans 
„Nähe ist unsere Stärke“ auf einfachem Wege erörtern können; 
vielen Dank dafür im Voraus.

Die Blamage bei der Neuerhebung der Grundsteuerdaten wirft 
einen vermeidbaren Schatten auf die Digitalisierungsfähigkeit 
der öffentlichen Verwaltung Deutschlands. Dass Bürgerinnen und 
Bürger als Erfassungskräfte für die Behörden, bei denen die meis-
ten Daten bereits vorliegen, missbraucht werden, hilft uns zwar 
einerseits in unseren Forderungen nach zeitnahen Fortschritten 
bei der Digitalisierung, zeigt der Bevölkerung aber ein schlechtes 
Bild der Verwaltung. Dass dann auch noch die zur Verfügung ge-
stellte Digitalplattform „Mein ELSTER“ aufgrund des Nutzerzu-
griffs abstürzt und dieser Umstand genüsslich durch die Medien 
getragen wird, zeigt, dass wir ein Managementproblem in der 
Frage der Digitalisierung haben. Hier hat uns der ehemalige Bun-
desfinanzminister Scholz aus Sicht aller Betroffener ein Bürokra-
tiemonster hinterlassen, welches allein in der eh schon überlaste-
ten Länder-Finanzverwaltung einen Zusatzbedarf um 3 000 
Stellen auslöst.

Jetzt kommen auf uns teils existenzielle Belastungen durch die 
Energieverteuerung und die Gasumlage zu. Auch Mitglieder des 
vbob trifft es empfindlich. Der Bundeskanzler hat es in seinen 
Pressekonferenzen mit dem Liedzitat „You’ll never walk alone“ 
(Du bist nicht allein) versucht und im Falle von finanziellen 
Schwierigkeiten die uneingeschränkte Unterstützung durch die 
Bundesregierung zugesagt. Ich will es mit Ulrich Silberbach for-
mulieren: Die Forderungen zur Tarifrunde werden hoch sein und 
berechtigt! Zu deren Durchsetzung brauchen wir auch Sie!

Kontaktieren Sie uns gerne, denn wir sind für Sie da!

Beste Grüße

Ihr 

Frank Gehlen, 
Bundesvorsitzender

 < Editorial 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

dass wir ohne Einschränkung von einem heißen Sommer 2022 
sprechen können, das steht fest. Nicht nur, dass Putin unverdros-
sen seinen unsäglichen und für die Bevölkerung der Ukraine so 
leidvollen Angriffskrieg fortsetzt. Der Klimawandel macht sich 
nun auch durch lang anhaltende Hitzeperioden mit Temperatu-
ren über 30 Grad und fehlenden Niederschlag bei uns in Europa 
bemerkbar. Waldbrände, schlechte Ernten und Wassermangel in 
Flüssen, Talsperren und Seen sind die für Mensch und Natur sicht-
baren Folgen.

Nach Hamburg hat der Bundesvorstand im Rahmen einer ersten 
Klausurtagung die Aufgabenverteilung festgelegt und die The-
men der Anträge des Bundesvertretertages, soweit möglich, in 
Anträge an den dbb Gewerkschaftstag im November umgesetzt. 
Im Rahmen der Tagung haben wir uns vorgenommen, Ihnen die 
neuen Mitglieder des Bundesvorstandes in den nächsten Aus-
gaben des Mitgliedermagazins vorzustellen. 

Zu Beginn einer neuen Amtszeit des Bundesvorstandes steht 
auch die Analyse der Entwicklungen zum Thema Bundesverwal-
tung in der Politik der amtierenden Bundesregierung an. Im Zent-
rum der Betrachtung steht dabei naturgemäß das BMI, hier die 
Bundesinnenministerin Faeser. Sie ist durch Vorschläge aufgefal-
len, die entweder sie selbst oder andere Politikerinnen und Politi-
ker wieder relativiert haben. Das ist zum Beispiel ein abzugsfreier, 
früherer Renteneintritt für ehrenamtlich tätige Menschen, von 
denen wir im vbob auch etliche Mitglieder haben. Die Belastbar-
keit von Aussagen der für uns zuständigen Ministerin ist uns sehr 
wichtig. Lesen Sie bitte dazu den Kommentar „Quo vadis, Bun-
desverwaltung“, der sich mit einer ersten Einschätzung der der-
zeitigen Situation befasst. 

Die Vorbereitungen auf die Forderungsfindung anlässlich der 
nächsten Tarifverhandlungen laufen auch im Bundesvorstand be-
reits an. Dabei haben wir festgestellt, dass wir ohne Ihre Mithilfe 
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Mehr Staat machen!
Quo vadis, 
Bundesverwaltung?
Es sind herausfordernde Zeiten, unbestritten. Die 
seit bald einem Jahr im Amt befindliche Ampel-
regierung war mit der Absicht angetreten „Mehr 
Fortschritt wagen“. Dass die Realität nach vielen 
Jahren für Deutschland politisch vergleichbar eher 
ruhigen Lagen binnen kurzer Amtszeit der Ampel 
durch Putins Krieg in der Ukraine, einer extrem 
hohen Inflation und auch den Folgen von  
COVID-19 sowie der Energie- und Umweltkrise so 
aus dem Ruder laufen, das kann man einer Ampel 
nicht vorwerfen.

Die Frage des Umgangs mit 
den Zielen dieser Regierung 
laut Koalitionsvertrag in dieser 
herausfordernden Zeit wird 
durch die Medien derzeit nicht 
aufgegriffen. Gleichwohl be-
treffen Teile dieser Ampelagen-
da auch die Beschäftigten der 
Bundesverwaltung. Hier lohnt 
sich ein Blick auf die bislang 
ergriffenen Initiativen der Bun-
desregierung.

 < Aus dem  
Koalitionsvertrag

Beginnen wir mit der im Koa-
litionsvertrag niedergelegten 
Absicht, die Ministerien und 
Bundesbehörden personell zu 
stärken. Dieser Ansatz ist auch 
aus unserer Sicht der richtige 
Weg, um das ständig wachsen-
de Aufgabenportfolio einiger-
maßen sachgerecht abarbeiten 
zu können. Diese personelle 
Verstärkung wird zudem seit 
vielen Jahren von vbob und un-
serer Dachorganisation dbb 
gefordert. Mit dem Haushalt 
2022 sind dann auch in Fort-
führung dieser Zielvorgabe 
Stellen für die Bundesbehör-
den hinzugekommen. Nach 
dem Beschluss des Bundeska-
binetts aus dem Juli 2022 sind 

für 2022 0,5 Prozent und ab 
2023 jährlich 1,5 Prozent der 
Stellen im Bundeshaushalt ab-
zubauen. Somit kehren wir zu-
rück in eine Phase der Stellen-
kürzungen, die mangels 
Aufgabenreduktion absehbar 
in Überlastungssituation für 
die Beschäftigten der Bundes-
verwaltung führen wird. Pau-
schale Stellenkürzungen waren 
bereits zu Beginn des Jahrhun-
derts das Modell, was den öf-
fentlichen Dienst kaputtge-
spart hat und was man in den 
vergangenen zwei Legislatur-
perioden der GroKo mühsam 
wieder versucht hat, in eine 
angemessene Personalausstat-
tung zurückzuführen. Der öf-
fentliche Dienst wird wieder – 
vermutlich, weil der Zugriff so 
einfach ist – entgegen der An-
kündigungen und zur Gegen-
finanzierung von politisch be-
schlossenen Staatsausgaben 
an anderer Stelle in ein erneu-
tes Spardiktat überführt. Das 
verstehen wir im vbob nicht 
unter „Mehr Fortschritt wa-
gen“, das sind alte politische 
Verhaltensmuster, deren Fol-
gen im Nachgang nicht die po-
litischen Akteure, sondern die 
Beschäftigten zu tragen ha-
ben.
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Des Weiteren nahmen sich die 
Koalitionäre vor, eine moderne 
Führungs- und Verwaltungs-
kultur in den Ministerien und 
auf der Führungsebene im öf-
fentlichen Dienst zu imple-
mentieren und für mehr digi-
tale Lösungen zu sorgen. Diese 
Ankündigung haben wir auch 
im vbob begrüßt und unsere 
Erwartungen waren und sind 
groß. An den Formulierungen 
merken Sie, dass es auch hier 
offensichtlich noch nicht im 
von uns geglaubten Umfang 
und erwarteten Sinne gelau-
fen ist. Alle Minister haben die 
Leitungs- und Führungsebene 
durch zusätzliches, oft von au-
ßerhalb und ohne Verwal-
tungserfahrung eingestelltes 
Personal verstärkt, um ihre 
vermeintliche politische Auf-
gabe in dieser Legislaturperio-
de umzusetzen. Für Kennerin-
nen und Kenner dieses 
„Legislaturdenkens“ von Poli-
tikerinnen und Politikern zu-
nächst ein erwartbarer und je 
nach Wahlausgang wiederkeh-
render Vorgang. Aufmerksame 
Prüfinstanzen haben darauf 
hingewiesen, dass eine solche 
Vorgehensweise alleine auf 
Ebene der Bundesministerien 
zu einer Verstärkung von über 

300 Führungsstellen geführt 
hat. Dazu müsste man der Voll-
ständigkeit halber auch die 
entlassenen hochrangigen po-
litischen Beamtinnen und 
Beamten der Vorgängerregie-
rung zählen, erhalten diese 
doch für den größten Zeitraum 
der laufenden Legislaturperio-
de ebenfalls noch ihre Bezüge. 
Um auf den Ansatz im Koaliti-
onsvertrag zurückzukommen: 
All dies bestärkt uns nicht in 
der Annahme, dass dieser be-
grüßenswerte Ansatz einer 
modernen Führungs- und Ver-
waltungskultur ernst gemeint 
beziehungsweise wirklich auf-
gegriffen wurde.

 < Ein neues Gesicht

Mit Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser tauchte ein neu-
es Gesicht in der Bundespolitik 
auf. Gleich zu Beginn ihrer 
Amtszeit erklärte sie aus An-
lass der Jahrestagung des dbb, 
dass die Rückführung der Ar-
beitszeit der Bundesbeamtin-
nen und -beamten zwar nicht 
im Koalitionsvertrag, aber auf 
ihrer Agenda stehe und mach-
te mit dem Vorschlag einer Ein-
stiegslösung über Langzeitkon-
tenmodelle gleich einen 

Vorschlag zu einer Gestaltung 
dieser Frage. Auch dies haben 
wir positiv kommentiert. 
Gleichsam erklärte sie beim 
dbb, dass die amtsangemesse-
ne Alimentation der Beamtin-
nen und Beamten auf der Prio-
ritätenliste ganz oben stehe 
und sie noch in 2022 einen 
Vorschlag zur verfassungskon-
formen Alimentation vorlegen 
wolle. Wir haben zu den bei-
den Themenfeldern bei unse-
rem Bundesvertretertag in 
Hamburg ein halbes Jahr spä-
ter die Worte von PSt Saathoff 
noch gut in Erinnerung. Bun-
desministerin Faeser sei in gu-
ten Gesprächen mit uns und 
die Verpflichtung zur Vorlage 
einer amtsangemessenen Ali-
mentation stehe unbestritten 
und prioritär auf der Agenda.

Auch der Ansatz, weniger zu-
sätzliche Verordnungen und 
Gesetze zu beschließen bzw. 
dabei bestehende Regelwerke 
auch abzubauen, ist aus unse-
rer Sicht in einer stark detail- 
und damit überregulierten 
Verwaltung nachvollzieh- und 
unterstützbar. Allein das Leben 
holt auch die Ampel ein. In den 
bis zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieses Artikels stattge-

fundenen (29) Kabinettssitzun-
gen sind bereits über 100 
Gesetz- und Verordnungsent-
würfe verabschiedet worden. 
Der dbb Vorsitzende Ulrich Sil-
berbach hat Mitte August in 
einem Interview mit der FAZ 
gefordert, dass die Bundesin-
nenministerin die richtigen Pri-
oritäten setzen solle. Mangels 
Fortschritten bei den vorge-
nannten Themen stimmen wir 
ihm zu. 

Damit ist nicht gemeint, dass 
beispielsweise die von ihr poli-
tisch fokussierte Bekämpfung 
des Rechtsradikalismus ein fal-
scher Ansatz ist. Im Bereich der 
Sicherheitsbehörden, des Be-
völkerungsschutzes und des 
THW hat es mit der Vorstel-
lung der neuen Ausrichtung 
und zukünftigen Ausgestaltun-
gen der jeweiligen Behörden 
bereits erste Bewegung gege-
ben. Auch im Bereich des BSI 
sehen wir erste richtige Schrit-
te auf dem Weg zur Verbesse-
rung der Ausstattung und so-
mit auch der Realisierung der 
politischen Ziele. Zur Wahrheit 
gehört auch, dass die sinnvol-
len Maßnahmen am Ende auch 
die Zustimmung des Finanzmi-
nisters Lindner finden müssen.
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 < Verantwortung durch 
handelnde Personen

Wenn die besondere Wertig-
keit eines Themas mit der Be-
setzung der entsprechenden 
Leitungsposition im BMI ein-
hergeht, so ist es ein fatales  
Signal, dass Frau Faeser die  
Besetzung der Staatssekretärs-
funktion für die Gestaltung des 
öffentlichen Dienstes seit ei-
nem Dreivierteljahr nicht ge-
lingt. Wie man dann die politi-
sche Agenda aus dem 
Koalitionsvertrag zu den vorge-
nannten Themenfeldern um-
setzen will, bleibt fraglich. 
Rechnet man die Wahlkampf-
zeit seit Sommer letzten Jahres 
hinzu, so herrscht in diesem für 
uns wichtigsten Themenfeld 
Stillstand seit über einem Jahr. 
Das frustriert nicht nur die Be-
schäftigten und ihre Interes-
senvertretungen, das wird dem 
Gestaltungsansatz eines Bun-
desinnenministeriums auch 
nicht im Ansatz gerecht. 

Vermeiden sollten alle verant-
wortlichen Akteure, insbeson-
dere Bundesinnenministerin 
Faeser, den Eindruck, sich von 
den zentralen Zukunftsfragen 
der Bundesverwaltung ablen-
ken zu lassen: die Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen in der 
Bundesverwaltung, die Her-
ausforderungen mit den aktu-
ell bestehenden Stellenbedar-

fen und die durch die 
Verrentungs- und Pensionie-
rungswelle der sogenannten 
Babyboomer entstehenden Va-
kanzen mit insgesamt über 30  
Prozent der Beschäftigten al-
leine der Bundesverwaltung; 
die sich daraus zwingend erge-
bende Herausforderung der 
Gestaltung attraktiver Besol-
dungs- und Vergütungsbedin-
gungen, die uns in den bevor-
stehenden Jahren erst die 
Möglichkeit eröffnen könnten, 
im Wettbewerb um auf dem 
Arbeitsmarkt zunehmend we-
niger verfügbare Fachkräfte 
auch weiterhin gut qualifizier-
te Menschen zu gewinnen.

 < Mehr Staat machen ...

... bedeutet also, sich intensiv 
und aktiv um Verbesserungen 
zu kümmern und dabei auch 
den Anpassungsbedarf für die 
Beschäftigungsbedingungen 
im Auge zu behalten. Es heißt 
auch, dies als ständigen Ent-
wicklungsprozess zu verstehen 
und nicht nur nach Urteilen 
von Gerichten aktiv zu werden. 
Betätigungsfelder können 
hierbei beispielsweise gemein-
same Gespräche mit dem vbob 
über die Weiterentwicklung 
der hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums oder 
auch die zukunftsfeste Gestal-
tung tarifrechtlicher Regelun-
gen, beginnend schon bei den 
kommenden Tarifverhandlun-
gen, sein. Wir stehen hierfür 
jederzeit bereit, wir wollen  
gestalten! Für uns bedeutet 
gestalten allerdings, auf Basis 
einer ehrlichen Bestandsauf-
nahme, auf Augenhöhe mitei-
nander und vor politischen 
Festlegungen ins Gespräch zu 
kommen.

Es bedeutet für den vbob auch, 
dass wir die Vorstellung von 
moderner Verwaltung der Zu-
kunft nicht von vornherein in 
juristische Kategorien einteilen 
wollen, sondern – ähnlich wie 
im Koalitionsvertrag für die 
Nutzerperspektive formuliert 
– aus der Perspektive der Men-

schen in der Verwaltung und 
unter deren Beteiligung einen 
Modernisierungsprozess zu 
starten.

Die Beteiligung der Beschäftig-
ten, liebe Ampelkoalitionäre, 
ist für uns ein wesentlicher As-
pekt der Gestaltung von Kultur 
des Umgangs miteinander.

Die Digitalisierung der Verwal-
tung zu fordern ist richtig, darf 
aber – auch aus Sicht der Be-
schäftigten zu beobachten – 
nicht nur populistisch gemeint 
sein. Seit vielen Jahren erleben 
wir Entwicklungen, die durch 
Kompetenz- und Zuständig-
keitsgerangel zermürbend ge-
staltet wurden. Negative Bei-
spiele, die leider nicht nur 
durch Medien, sondern auch 
durch eigene Erfahrungen vie-
ler Bürgerinnen und Bürger er-
lebbar gemacht wurden bzw. 
werden, wie neuerdings die 
Erfassung der Daten im Zu-
sammenhang mit der Grund-
steuererhebung, helfen nicht, 
das Vertrauen in die digitalen 
Möglichkeiten und Fähigkeiten 
der Verwaltungen zu stärken. 
Der Bereich der Digitalisierung 
ist inzwischen über die Frage 
der Machbarkeit in der Verwal-
tung hinaus ein Werbeargu-
ment für Nachwuchskräfte. 
Hier gilt ebenso: Staat machen 
braucht Sinnhaftigkeit und po-
sitiv erlebbare Beispiele. Aktive 
Verbesserungen brauchen 
auch hier die Nutzer- bzw. Be-
schäftigtenperspektive!

 < Ergo 

In der Bundesverwaltung 
heißt mehr Staat machen, mit 
der Perspektive der Beschäf-
tigten an die real existieren-
den Probleme heranzugehen 
und Lösungen Schritt für 
Schritt in den Betrieb zu über-
führen und weiterentwickeln, 
statt auf Fertigstellung kom-
plexer Modelle zu warten. Die-
ses Signal hat der vbob auch 
von Hamburg ausgesendet. 
Attraktive Arbeit ermöglicht 
digitale Zukunft durch die Be-
schäftigten, und zwar legisla-
turübergreifend! fg

 < Die Bundesinnenministerin Nancy Faeser während ihrer Rede bei der  
dbb Jahrestagung 2022
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Bonner Pensionäre 

Endlich wieder  
auf Tour
Nach zwei Jahren coronabedingter Abstinenz 
konnten die Bonner vbob Senioren endlich 
wieder ihren jährlichen Ausflug planen und 
durchführen. Trotz einiger auch der Hitze ge-
schuldeten Absagen machten sich am 20. Juli 
circa 25 Personen auf den Weg zur Krupp’schen 
Villa Hügel nach Essen, wo sie dann an einer 
etwa 90-minütigen Führung teilnahmen. 

Recht gesellig wurde es dann bei einem ge-
meinsamen Mittagessen in den Südtiroler Stu-
ben am Baldeneysee. Eine anschließende Fahrt 
bei Kaffee und Kuchen auf dem See rundete 
diesen lange vermissten Ausflug ab.

Hartmut Grühn
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Nachklapp Bundesvertretertag

Wir sind die Neuen ...
Nachfolgend stellen sich die neu gewählten Bundesvorstandsmitglieder zum besseren Kennenlernen 
kurz vor. Den Anfang macht Alina Julius aus dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in 
Nürnberg. Bianca Stoffer ist frisch zum Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)  
gewechselt und den ersten Reigen schließt unser neuer Bundesjugendvertreter Morris Hültner, dessen 
Stammbehörde ebenfalls das BAMF ist. In der kommenden Ausgabe folgen dann noch Lilia Berwold 
und Manfred Becker.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

als frisch gewählte Beisitzerin 
des Bundesvorstandes des 
vbob möchte ich mich an die-
ser Stelle zunächst für die 
Wahl am 21. Juni im Rahmen 
des Bundesvertretertages in 
Hamburg und das damit in 
mich gesetzte Vertrauen ganz 
herzlich bedanken und die 
Gelegenheit nutzen, mich 
kurz vorzustellen. 

Ich bin 34 Jahre jung und lebe 
in Nürnberg. Begonnen habe 
ich meinen Dienst beim Bun-
desamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) im Jahr 
2015 und ich erlebte eine Be-
hörde, die mitten in der 
Flüchtlingskriese mit vielen 
Herausforderungen konfron-
tiert war, politisch stark unter 
Druck stand und einen Perso-
nalaufwuchs von etwa 3 000 

auf circa 8 000 Beschäftigte 
bewerkstelligen musste. Bis-
lang war ich in einigen Berei-
chen des vielfältigen Aufga-
benspektrums im BAMF 
eingesetzt. Diese prägende 
Zeit verbunden mit der enor-
men Aufpersonalisierung und 
den daraus entstehenden 
Schwierigkeiten hat mir den 
Impuls gegeben, mich auch 
im Personalrat für die Kolle-
ginnen und Kollegen einzu-
bringen. Seit 2020 bin ich  
ordentliches Mitglied des 
Hauptpersonalrats im Bun-
desministerium des Innern 
und für Heimat (BMI).  

Im Bundesvorstand des vbob 
Gewerkschaft Bundesbe-
schäftigte will ich mich nun 
verstärkt für die Interessen 
unserer Mitglieder, also Ihre 

Interessen, einsetzen. Den 
Schwerpunkt möchte ich hier 
auf die Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstes le-
gen, auch was den digitalen 
Wandel betrifft, um die At-
traktivität auf dem Arbeits-
markt zu steigern und wett-
bewerbsfähig zu bleiben, aber 
auch um den Kolleginnen und 
Kollegen bezüglich der Digita-
lisierung zukunftsfähige Ar-
beitsplätze zu bieten. Wie 
kann und sollte die Arbeits-
kultur in einer hybriden Ar-
beitswelt im öffentlichen 
Dienst aussehen? Wie setzen 
wir das um? 

Als Pädagogin ist mir zudem 
der Einsatz für bessere Auf-
stiegschancen und Beförde-
rungen, vor allem aber für  
einen besseren Zugang zu 

Entwicklungsmöglichkeiten 
im öffentlichen Dienst wich-
tig. In Anbetracht der (demo-
grafischen) Entwicklungen 
wird dies zukünftig bedeut-
samer denn je.

Gemeinsam Ziele erreichen, 
den vbob stärken und unsere 
Nähe zu Ihnen als Mitglieder 
zu leben, darauf kommt es an 
und dafür werde ich mich ein-
setzen. Ich freue mich sehr 
auf diese verantwortungs-
volle Aufgabe! aj

 < Alina Julius
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Im Rahmen des Bundesvertre-
tertages in Hamburg bin ich 
als Beisitzerin in den neuen 
Bundesvorstand des vbob ge-
wählt worden. Herzlichen 
Dank für die Wahl und das 
entgegengebrachte Vertrau-
en, das Sie mir schenken. Ger-
ne möchte ich mich in ein paar 
Sätzen bei Ihnen vorstellen.

Mein Name ist Bianca Stoffer, 
ich bin 30 Jahre alt und lebe 

mit meinem Partner in Bonn, 
aufgewachsen bin ich eben-
falls in Bonn und der schönen 
Stadt am Rhein daher sehr 
verbunden.

Mein Werdegang in der Bun-
desverwaltung startete direkt 
nach dem Abitur im Bundes-
institut für Berufsbildung mit 
einer Ausbildung zur Fachan-
gestellten für Medien und In-
formationsdienste. Im An-
schluss habe ich den Bachelor 
of Laws (LL.B.) und die Lauf-
bahnbefähigung für den ge-
hobenen Dienst bei der Bun-
desstadt Bonn absolviert. Im 
Jahr 2018 wechselte ich in das 
Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) 
zunächst in das Referat Küs-
ten-, Meeres- und Polarfor-
schung sowie im Anschluss in 
das Organisationsreferat. Ne-
benberuflich absolvierte ich 

meinen Master of Public Ad-
ministration (M.P.A.) an der 
Universität in Kassel. Seit Juli 
2022 arbeite ich als Referen-
tin im Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstech-
nik im Organisationsreferat.

Während meiner Zeit im 
BMBF arbeitete ich vertrau-
ensvoll mit dem Bundesvor-
sitzenden als Personalrats-
mitglied und als Nachwuchs-
gruppensprecherin zusam-
men und freue mich, diese 
Arbeit im neuen Bundesvor-
stand fortzuführen. 

Die Digitalisierung und der 
demografische Wandel wer-
den die Arbeit in der Bundes-
verwaltung in Zukunft noch 
stärker beeinflussen, die Ge-
neration der Babyboomer 
steht kurz vor der Pension/
Rente und die Generationen Y 

und Z sind auf der Suche nach 
attraktiven Arbeitgebern. Aus 
meiner Sicht gehört die Bun-
desverwaltung zu den besten 
und attraktivsten Arbeitge-
bern in Deutschland, da nicht 
nur die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf gewährleistet 
ist, man hat ebenso gute Kar-
riere- und Aufstiegschancen 
und eine enorme Vielfalt an 
Aufgaben.

Ich freue mich sehr, als neues 
Mitglied im Bundesvorstand 
diese und noch viele weitere 
Themen positiv für uns und 
im Sinne der Gewerkschaft 
Bundesbeschäftigte weiter-
zuentwickeln und freue mich 
sehr auf die gemeinsame Zu-
sammenarbeit, getreu dem 
vbob Motto „Nähe ist unsere 
Stärke“. 
 
 bs

 < Bianca Stoffer
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BIANCA STOFFER

Zunächst bedanke ich mich 
für Ihr Vertrauen und die 
Wahl zum Bundesjugendver-
treter im Rahmen des Bun-
desvertretertages 2022 in 
Hamburg. 

Ich bin 27 Jahre alt, gebürti-
ger Tirschenreuther (Ober-
pfalz) und lebe seit etwa 
fünf Jahren in Nürnberg. Der 
Weg ins Frankenland war 
gleichzeitig der Start meines 
beruflichen Werdeganges im 
öffentlichen Dienst. Ich be-
gann eine dreijährige Ausbil-
dung zum Kaufmann für Bü-
romanagement beim 
Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, welche ich 
im Sommer 2020 abge-
schlossen habe. Im Anschluss 
war ich als Bürosachbearbei-
ter im Referat „Grundsatz-
fragen Softwareentwicklung 
und IT-Verfahrensmanage-
ment“ tätig. Nach etwa ei-
nem Jahr entschied ich mich 
dazu, einen weiteren berufli-
chen Schritt zu wagen und 
ein duales Studium an der 
Hochschule des Bundes zu 
beginnen. Hier studiere ich 

seit April 2021 „Verwal-
tungsinformatik“.

Im BAMF fand ich auch meine 
ersten Berührungspunkte mit 
dem Aufgabenbereich der 
Personalvertretung. Bereits in 
meinem ersten Ausbildungs-
jahr wurde ich zum Vorsitzen-
den der örtlichen Jugend- und 
Auszubildendenvertretung 
gewählt. Auch trat ich zu die-
sem Zeitpunkt dem vbob bei 
und warb mittels Vorträgen 
und Aktionen um neue Mit-
glieder.

Im Juli 2020 erhielt ich das 
Vertrauen, im Vorsitz der 
Hauptjugend- und Auszubil-
dendenvertretung tätig zu 
werden und mich um die Be-
lange aller Jugendlichen im 
Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern küm-
mern zu können. 

Sowohl die Erfahrungen, die 
ich während meiner Zeit in 
der Personalvertretung sam-
meln konnte, als auch die Pro-
blemstellungen, mit denen 
ich hierbei konfrontiert wur-

de, möchte ich nun für mein 
Amt als Bundesjugendvertre-
ter nutzen. Gerade in der ak-
tuellen Zeit, in der wir mit vie-
len Herausforderungen 
konfrontiert werden, ist ein 
sicherer Arbeitsplatz noch 
wichtiger geworden. Dies gilt 
es gerade für Berufseinstei-
ger*innen und junge Men-
schen zu bewahren. Gleich-
zeitig muss sichergestellt 
werden, dass das Gehalt auch 
bei steigenden Miet-, Lebens-
mittel und Energiepreisen für 
ein angenehmes Leben wäh-
rend der Ausbildung/Studium 
im öffentlichen Dienst reicht. 
Doch auch für die Zukunft 
müssen Behörden verstärkt 
darauf achten, die Attraktivi-
tät am Arbeitsplatz für Nach-
wuchskräfte zu gewährleis-
ten. Vor allem eine geregelte 
Work-Life-Balance und mo-
derne Arbeitszeitmodelle, 
welche zum Beispiel Homeof-
fice ermöglichen, spielen hier 
eine elementare Rolle. Glei-
chermaßen müssen Fort- und 
Weiterbildung gesichert wer-
den, um jungen Arbeitneh-
mer*innen alle Wege für eine 

erfolgreiche Karriere inner-
halb der Behörden zu ermög-
lichen.

Dies sind nur eine Handvoll 
Themen, welche mich wäh-
rend meiner Amtszeit als 
Bundesjugendvertreter des 
vbob beschäftigen werden. 
Diese werde ich mit vollem 
Einsatz angehen und möchte 
damit die Gewerkschaft gera-
de im Bereich Jugend stärken. 
Denn auch wir sind auf neue 
Mitglieder angewiesen, um 
die effektive Gewerkschafts-
arbeit voranzutreiben. 
 mh

 < Morris Hültner,  
Bundesjugendvertreter
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Kommentierte Pressestimmen

Dem öffentlichen Dienst fehlen  
360 000 Beschäftigte
Der Bundesvorsitzende des Deutschen Beamtenbundes (dbb), Ulrich Silberbach, fordert Hunderttau-
sende Stellen für den öffentlichen Dienst, eine langfristige Personalplanung und die Steigerung der  
Attraktivität des öffentlichen Dienstes durch Anreizsysteme.

Die Zahl der Aufgaben im öf-
fentlichen Dienst wächst deut-
lich schneller als die Zahl der 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst – Silberbach schlägt im 
Interview mit der FAZ in der 
Ausgabe vom 18. August 2022 
Alarm: „Es fehlen 360 000 Be-
schäftigte.“

 < Auswirkungen des  
demografischen  
Wandels: Zwei zentrale 
Maßnahmen werden  
gefordert

Hierbei handelt es sich um eine 
Momentaufnahme aus den 
Mitgliedsgewerkschaften, die 
in den Personalvertretungen 
repräsentiert sind und Stellen-
pläne sowie Aufgabenbe-
schreibungen einsehen kön-
nen. Die Zahl wird aufgrund 
der Pensionierung der Baby-
boomerjahrgänge noch viel 
größer. Silberbach fordert zwei 
zentrale Maßnahmen, um den 
Auswirkungen des demografi-
schen Wandels entgegenzu-

wirken: Zum einen wird eine 
langfristige Personalplanung in 
der Verwaltung gefordert, die 
auf die Auswirkungen der Pen-
sionierungswellen einspielt. 
Stellen müssen bereits jetzt 
geschaffen werden, um kom-
mende Generationen auf die 
anstehenden Aufgaben vorzu-
bereiten. Mit der Generation 
der Babyboomer geht auch 
wertvolles Historienwissen, 
welches an die neue Genera-
tion weitergegeben werden 
muss, verloren. Außerdem for-
dert Silberbach Maßnahmen 
zur Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes. Bun-
desinnenministerin Nancy Fae-
ser betonte bereits bei der dbb 
Jahrestagung im Januar 2022, 
dass sie sich für bessere Ar-
beitsbedingungen einsetzen 
will: „Bei der Besoldung kön-
nen wir nicht mit der freien 
Wirtschaft mithalten – aber 
bei der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf etwa können wir 
ein besseres Umfeld für junge 
Leute schaffen.“ Silberbach for-

dert erneut eine Qualifizie-
rungsoffensive für die Verwal-
tung, ebenso wie eine damit 
einhergehende leistungsge-
rechte Bezahlung – „wer sich 
weiterbildet, soll mehr bekom-
men“. Eine individuelle Be-
trachtung soll das Gießkannen-
prinzip ersetzen, „eine 
leistungsgerechte Bezahlung 
im öffentlichen Dienst schei-
tert oft daran, dass Vorgesetz-
te die Verantwortung scheuen 
und keine Leistungsprämien 
vergeben, obwohl die es könn-
ten.“ 

 < Ein Berg von  
Überstunden

Auf dem Weg zur Steigerung 
der Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes als Arbeitgeber 
ist anzumerken, dass es in fast 
allen Bereichen Gleitzeit und 
Homeoffice gibt, jedoch be-
steht das Problem vieler Über-
stunden weiterhin. „Viele Be-
schäftigte schieben einen Berg 
von Überstunden vor sich her. 

Da müssen wir ran“, betont Sil-
berbach im Interview mit der 
FAZ. 

 < Die Tarifforderungen 
werden hoch sein 

Im Oktober werden die Tarif-
forderungen für Bund und 
Kommunen beschlossen. An-
gesichts der Welle von Pensio-
nierungen werden mehr Stel-
len, eine Reduzierung der 
Arbeitszeit, eine leistungsge-
rechte Bezahlung und eine 
langfristige Personalplanung 
gefordert. „Die [Forderungen] 
werden hoch sein. Anders 
geht es in der jetzigen Lage 
nicht.“ 

 < Arbeitszeit für Beamte 
reduzieren

Eine zentrale Maßnahme, die 
zur Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes als 
Arbeitgeber beiträgt, ist die 
Umsetzung der vbob/dbb-For-
derung nach einer Absenkung 
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Aus den Fachgruppen

Fachgruppe BKA hat einen neuen Vorstand
Nach mehr als zweieinhalb Jahren konnte nun am 
11. August die coronabedingt verschobene Jahres-
mitgliederversammlung der Fachgruppe Bundes-
kriminalamt des vbob/DPolG endlich stattfinden. 
Da keine amtsinterne Räumlichkeit und Verpfle-
gung zur Verfügung standen, trafen sich die Mit-
glieder in einem gemütlichen Restaurant in Wies-
baden.

Nach einem ausführlichen Be-
richt der Vorsitzenden Brigitte 
Becker, dem Kassenbericht so-
wie dem Antrag zur Entlastung 
des bisherigen Vorstandes 
durch den Kassenprüfer folgte 
der wichtigste Punkt des 
Abends: Neuwahlen des Vor-
standes für die nächsten fünf 
Jahre.

Nach einer Amtszeit von über 
20 Jahren konnte die bisherige 
Vorsitzende ihre Aufgabe an 
den neu gewählten Vorsitzen-
den Dr. Lars Schuster überge-
ben. Stellvertretender Vorsit-
zender war und bleibt durch 

Wiederwahl der Kollege Tho-
mas Muske. Der bisherige 
Schatzmeister Hans-Jürgen 
Hankmann übergab sein Amt, 
das er nun auch zwei Jahrzehn-
te ausgeübt hatte, an den Kol-
legen Andreas Schelke. Die bei-
den Kassenprüfer wurden im 
Amt bestätigt beziehungswei-
se neu gewählt. Der neue Vor-
stand wird nunmehr ergänzt 
um die Beisitzer(in) für folgen-
de Bereiche: Schriftleiter, Be-
treuer für die BKA-Standorte 
Meckenheim und Berlin, Beisit-
zer für kriminalpolizeiliche Fra-
gen und ein Beisitzer als Justi-
tiar und zuständig für Fragen 

des Personalvertretungsrechts. 
Erfreulich ist hervorzuheben, 
dass die bisherige Vorsitzende 
sich auch weiterhin im Vor-
stand engagiert. Sie über-
nimmt den Bereich Frauen, 
Rentner und Pensionäre. An 
dieser Stelle wurde dem Kolle-
gen Richard Steinheimer ge-
dankt, der  über zehn Jahre un-
sere Pensionäre und Rentner 

mit großem Einsatz und Enga-
gement betreut hatte.

Mit einem Ausblick auf das be-
vorstehende Grillfest der Fach-
gruppe noch in diesem Jahr 
bzw. das beliebte Seniorentref-
fen im Frühjahr 2023 beendete 
der neue Vorsitzende eine ge-
lungene Veranstaltung.

R. Steinheimer

 < Der neue Vorstand der Fachgruppe: Johannes Künne, Brigitte Becker, Dr. 
Lars Schuster, Oliver Schadt, Thomas Muske, Andreas Schelke (von links)
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der Arbeitszeit von derzeit 41 
Stunden der Beamtinnen und 
Beamten. Auf dieses Attrakti-
vitätssignal wird seit Jahren 
gewartet. 

 < Zukunftsfonds

Wirft man einen Blick in unsere 
europäischen Nachbarländer, 
stellt man fest, dass gemessen 
an der Wirtschaftsleistung 
deutlich mehr Geld in den öf-
fentlichen Dienst fließt. Im 
Staatsdienst werden pro Kopf 
viel mehr Menschen beschäf-
tigt als dies in Deutschland der 
Fall ist. Eine Folge dieser Spar-
politik ist die Tatsache, dass in 
den vergangenen Jahrzehnten 
viele Staatsaufgaben nicht er-
ledigt wurden. Silberbach 
mahnt die Politik, die Umset-
zung durch die Verwaltung 
stärker in den Blick zu nehmen: 
„Wer Gesetze verabschiedet, 

die nicht vollzogen werden 
können, fördert letztlich 
Staatsverdrossenheit und 
Querdenkertum.“ Im FAZ-Inter-
view betont Silberbach ferner, 
dass Deutschland einen enor-
men Investitionsstau in der  
Infrastruktur hat, und fordert 
den Bund auf, dafür ein Son-
dervermögen zu bilden, das 
nicht in die Schuldenbremse 
eingerechnet wird. Diese Auf-
gaben dürfen nicht einfach den 
folgenden Generationen über-
lassen werden: „Deshalb ist ein 
solcher Zukunftsfonds nötig.“ 
Dem öffentlichen Dienst droht 
bereits heute die Überforde-

rung. Die Zahl der Aufgaben 
wächst deutlich schneller als 
die Zahl der Beschäftigten. Der 
dbb lehnt die jüngst diskutier-
ten Übertragungen immer 
weiterer neuer Aufgaben, wie 
etwa die Kontrolle einer Impf-
pflicht oder die Einführung von 
Englisch als zweiter Amtsspra-
che, ohne entsprechende Per-
sonalausstattung ab.  

 < Personalmangel im  
öffentlichen Dienst 

Nach Analysen des dbb gehen 
im Jahr 2022 zwei Prozent der 
Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes in den Ruhestand. In 
den nächsten zehn Jahren 
scheiden weitere 1,27 Millio-
nen, also 27 Prozent der Be-
schäftigten, altersbedingt aus. 
Selbst unter Hinzurechnung 
der zu erwartenden Neuein-
stellungen bleibt eine Perso-
nallücke von mehreren Hun-
derttausenden Beschäftigten. 
Die Politik muss die benötigte 
Personalausstattung des öf-
fentlichen Dienstes zur Etablie-
rung eines demografieorien-
tierten Personalmanagements 
als Priorität sehen und dem-
entsprechend handeln. 
 bs

„Die reinste Form des Wahnsinns ist es,  
alles beim Alten zu lassen und zu hoffen,  

dass sich etwas ändert“
(Albert Einstein)
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